
Eine Politikerhand wäscht die andere
Interne Akten belegen Rechtsverstöße und illegale Zahlungen im Entwicklungsministerium unter Dirk Niebel

Von Andreas Maisch

Manchmal sind Beamte so gut
wie gezwungen, gegen das

Recht zu verstoßen. Zum Bei-
spiel, wenn ihre vorgesetzten Mi-
nister und Staatssekretäre ein
Projekt gegen alle Vorschriften
durchsetzen wollen. So war es im
Jahr 2012 im Bundesministerium
für wirtschaftliche Zusammenar-
beit und Entwicklung (BMZ) un-
ter FDP-Minister Dirk Niebel. Es
ist eine Geschichte, die zeigt, wie
Vetternwirtschaft in Ministerien
möglich ist.

Mit der sogenannten Afrika-
Initiative wollte Niebel den Dia-
log Deutschlands mit Afrika för-
dern und ein differenziertes Bild
des südlichen Kontinents vermit-
teln. Die Kontakte der Zivilgesell-
schaft und Wirtschaft auf beiden
Kontinenten sollten gestärkt wer-
den, so das offizielle Ziel. Doch
gefördert wurden dabei vor allem
auch Personen, die Niebel und
seinem Staatssekretär Hans-Jür-
gen Beerfeltz (FDP) nahestanden.
Interne Akten des Ministeriums,
die der FR vorliegen, belegen
rechtswidrige Zahlungen an eine
Stiftung und Unregelmäßigkeiten
bei einer wichtigen Stellenbeset-
zung.

Auftrag ging an Mini-Stiftung

Den Auftrag für die Umsetzung
der Afrika-Initiative erhielt eine
bis dahin in der Entwicklungshil-
fe unbekannte Organisation: die
Stiftung Partnerschaft mit Afrika
aus Potsdam. Sie hatte nicht nur
wenig Erfahrung mit Entwick-
lungshilfeprojekten, sondern
auch nur eine Handvoll Mitarbei-
ter. Deshalb meldeten die Beam-
ten des Ministeriums früh Zwei-
fel. In einem Vermerk im August
2012 hielten sie fest, dass die Stif-
tung „nicht über eigene Verwal-
tungsstrukturen verfügt“. Das Fa-
zit: Die Stiftung könne das Pro-
gramm nicht als Träger selbst-
ständig umsetzen. Doch die poli-

tische Spitze hatte sich bereits auf
die Stiftung festgelegt. Kein Wun-
der also, dass diese schon einen
Monat später 893019 Euro bewil-
ligt bekam.

Als sich Prüfer der Innenrevisi-
on des Ministeriums den Fall im
Jahr 2014 genauer ansehen, kom-
men sie zu einem klaren Schluss:
„Im vorliegenden Fall wurde eine
hohe Summe an einen in der ent-
wicklungspolitischen Projekt-
landschaft unerfahrenen Zuwen-
dungsempfänger zugewendet,
der über keinerlei Eigenmittel
und nur über sehr wenige Mitglie-

der verfügt.“ Die Prüfer der inter-
nen Kontrolleinheit benennen
auch den Schuldigen: „Erstzu-
wendung auf Leitungswunsch,
gleichwohl rechtswidrig ergan-
gen.“

Eine Ohrfeige für Niebel, der
inzwischen Lobbyist bei Rhein-
metall ist und auf mehrmalige
Nachfrage keine Stellung zu dem
Fall nehmen will. Beerfeltz kann
man auf den Sachverhalt leider
nicht mehr ansprechen, da er An-
fang des Jahres verstorben ist.
Die Überweisung im Jahr 2012
an die Stiftung sollte aber nicht

der einzige Rechtsverstoß blei-
ben.

Noch kurz vor dem Amtsan-
tritt des aktuellen Bundesent-
wicklungsministers Gerd Müller
(CSU) beantragte die Potsdamer
Stiftung eine neue Projektförde-
rung in Höhe von rund 2,73 Mil-
lionen Euro. Nach der Bundes-
tagswahl musste das Parlament
erst einen neuen Bundeshaushalt
beschließen. Bis dahin waren nur
Ausgaben für sehr wichtige, uner-
lässliche Staatsgeschäfte erlaubt
– dazu zählte Niebels Lieblings-
projekt wahrlich nicht. Doch das
Geld floss weiter. Die Prüfer des
Ministeriums stellen im nun be-
kannt gewordenen Bericht fest, es
sei „in rechtswidriger Weise“ zu
der Zahlung über rund 2,73 Mil-
lionen Euro gekommen. „Der Zu-
wendungsbescheid hätte somit
nicht erlassen werden dürfen“,
heißt es.

Doch bei den Anschuldigun-
gen geht es um mehr: Der interne
Bericht erhärtet den Vorwurf,
dass unter Niebel Vetternwirt-
schaft herrschte. Tatsächlich wur-
de die Gesamtverantwortung für
die Afrika-Initiative einem Refe-
rat des Ministeriums übertragen,
dem die Prüfer später mangelnde
Fachkunde unterstellten: dem Re-
ferat, das eigentlich für Öffent-
lichkeitsarbeit zuständig war. Es
sei versäumt worden, diese Stelle
mit Experten für die Zusammen-
arbeit mit Projektträgern auszu-
statten.

Stattdessen wurde ein neuer
Referatsleiter gesucht. Wenn
möglich, musste die freie Stelle
aber mit vorhandenem Personal
besetzt werden. Und es gab viele
Kandidaten: Auf die interne Aus-
schreibung bewarben sich 13 Mit-
arbeiterinnen und neun Mitarbei-
ter des Hauses. Doch offenbar
passten sie nicht der Hausleitung,
die einen früheren Kumpel im Re-
ferat haben wollte. Die interne
Ausschreibung wurde einfach ab-
gebrochen – ohne den Bewerbern
einen Grund zu nennen. Aber

welchen auch? Den Prüfern des
Ministeriums zufolge waren die
Bewerber „hochqualifiziert“ und
erfüllten die eher niedrigen An-
forderungen der Stellenaus-
schreibung. Im Bericht der Kon-
trolleure heißt es, die Ministerial-
beamten hielten das ganze Ver-
fahren für eine „Pseudo-Aus-
schreibung“.

„Irrelevante Anforderungen“

Zum Zug kam schließlich mit
Holger Ehmke ein Weggefährte
von Beerfeltz. Und nicht nur das:
Ehmke war mit Katja Böhler, der
Vorstandsvorsitzenden der um-
setzenden Stiftung, bestens be-
kannt. Denn beide hatten früher
bei der Bundeszentrale für politi-
sche Bildung zusammengearbei-
tet. Die Ausschreibung, auf die
sich Ehmke beworben hatte, un-
terschied sich stark von der vor-
herigen Ausschreibung innerhalb
des Ministeriums. Unter den
neuen Anforderungen sind sol-
che, die die Prüfer des Ministeri-
ums im Nachhinein als „zumin-
dest teilweise irrelevant“ einstuf-
ten.

Politiker der großen Koalition
kritisieren den Fall scharf. Der
Entwicklungshilfepolitiker Sa-
scha Raabe (SPD) sagt: „Dies
zeigt das System Niebel, das im-
mer knapp an der Grenze zur
Strafbarkeit war und Vetternwirt-
schaft ermöglichte.“ Niebel sei ei-
ner der „skrupellosesten Politi-
ker“. Im Ministerium sei Beerfeltz
„der Vollstrecker von Niebels Plä-
nen“ gewesen.

Das Bundesministerium teilt
mit, das rechtswidrig gezahlte
Geld könne nicht von der Stiftung
zurückgefordert werden. Denn
Rechtsverstöße des Ministeriums
dürften „für den Zuwendungs-
empfänger keine nachteilige Wir-
kung entwickeln“.

Diese Recherche wurde durch ein
Stipendium der Otto Brenner Stiftung
gefördert.

Als Minister soll Niebel (mit Feldmütze) sein Afrika-Projekt an
eine unqualifizierte Stiftung übergeben haben. IBRAHEEM ABUMUSTAFA/RTR

Spezialisten für Geburten sollen bleiben
Daniel von Rosenberg will die Schließung einer Abteilung der Asklepios Klinik in Sankt Augustin verhindern

Von Jens Joachim

Sie heißen Muhammed Selim,
Marc, Victoria und Lea. In ih-

ren hellblauen, grauen, rot-wei-
ßen und rosafarbenen Stramplern
werden die vier Säuglinge derzeit
prominent in der „Babygalerie“
der Asklepios Klinik in Sankt Au-
gustin online präsentiert. „Will-
kommen kleines Wunder“ lautet
die Botschaft des Internetauf-
tritts. Doch von Mitte nächsten
Jahres an soll damit Schluss sein.
Die Geburtsstation der bei Bonn
liegenden Klinik und die klinische
Abteilung, die sich mit den spe-
ziellen Problemen Früh- und Neu-
geborener befasst, soll geschlos-
sen werden.

Dagegen regt sich breiter Pro-
test. Nach dem Stadtrat von
Sankt Augustin haben sich kurz
vor Weihnachten auch die Mit-
glieder des Kreistages in Siegburg
für den Erhalt der Geburtshilfe
ausgesprochen.

Auch Daniel von Rosenberg
will die Ankündigung des Klinik-
konzerns nicht akzeptieren. Der
40 Jahre alte Kölner, der Anfang
Dezember zum ersten Mal Vater
geworden ist, „will verhindern,
dass sichere Geburten und die Ge-
sundheit von Neugeborenen und
Müttern in der Region gefährdet
werden“. Würde die Klinik ge-
schlossen, könnten im rechtsrhei-
nischen Rhein-Sieg-Kreis dem-
nächst nur noch in den Kranken-
häusern in Troisdorf, Sieglar und
Bad Honnef Kinder zur Welt kom-
men.

Von Rosenberg meint, für wer-
dende Eltern in der Region sei es
„eine dramatische Entwicklung“,
wenn sie im Notfall weite Stre-
cken bis zur nächsten Entbin-
dungsstation zurücklegen müss-
ten. Der Asklepios-Konzern soll
daher seine Entscheidung rück-
gängig machen, fordert von Ro-
senberg, Leiter der Entwicklungs-
abteilung in einer Kölner Filmpro-

duktionsfirma, mit seiner Online-
Petition, die inzwischen von rund
37000 Menschen unterstützt
wird.

Von Rosenbergs Freundin war
im November wegen einer Risiko-
schwangerschaft in die Klinik ein-
geliefert worden, nachdem für sie
in einem Kölner Krankenhaus kein
Bett frei war. Nach vier Wochen
kam Sohn Vitus dann als Früh-
chen per Kaiserschnitt in Sankt
Augustin zurWelt. Die interdiszip-
linäre Arbeit des Klinikpersonals
beschreibt von Rosenberg als
„mustergültig“.

125 Beschäftigte betroffen

Erschüttert hat den jungen Vater
jedoch, als er während des Klinik-
aufenthalts seiner Freundin und
seines Sohnes erfuhr, wie den Mit-
arbeitern der Klinik die geplante
Schließung der Geburtsstation
verkündet wurde. So habe es die
Asklepios-Konzernleitung „offen-

sichtlich nicht für angemessen ge-
halten, im Vorfeld klinikintern mit
den betroffenen Mitarbeitern über
ihre weitreichende Entscheidung
zu sprechen“.

Von der drohenden Schließung
sind nach Auskunft von Geschäfts-
führerin Kim Jericho 125 Mitar-
beiter betroffen. Das Personal und
die Hebammen sollen möglichst in
anderen Abteilungen der Klinik,
anderen Häusern des Asklepios-
Konzerns oder in einem anderen
Krankenhaus unterkommen. Bei
der zuständigen Bezirksregierung
hat der private Klinikkonzern
schon die Schließung der Geburts-
station beantragt.

Von Rosenbergs Online-Petion
richtet sich an Bundesgesund-
heitsminister Hermann Gröhe
(CDU), die nordrhein-westfälische
Gesundheitsministerin Barbara
Steffens (Grüne) und Bernard
große Broermann, den Gründer
und Gesellschafter der Asklepios
Kliniken GmbH.

AKTIVPOSTEN

Ob für Daten-
schutz oder gegen
Abschiebung, für
Kulturzentren
oder gegen
Megabahnhöfe –
immer mehr

Menschen engagieren sich direkt und
werben um Unterstützung. In Zusam-
menarbeit mit der Petitionsplattform
change.org stellt die FR regelmäßig
einen von ihnen vor.

Der aktuelle Aufruf:
www.change.org/alleunserebabies

Daniel von
Rosenberg
kämpft für den
Erhalt der Station,
in der sein Sohn
Vitus kürzlich zur
Welt kam.
PRIVAT
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